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mordungen der Palästinenser? Er erwiderte, nein. 
Warum setzen Sie dann nicht Israel ebenfalls auf 
die Terrorliste? Hamas hat 400 bis 500 Israelis 
getötet. Israel hat in der letzten Intifada mehr als 
4 000 Palästinenser getötet. Er schwieg. Hamas 
hat nie ein einziges Haus in Israel zerstört, Israel 
hingegen im letzten Krieg 1 600 Wohnungen allein 
in Rafah, wo ich lebe.« 

Hamas sieht sich als nationale palästinensische 
Organisation, die für die Befreiung von der Besat-
zung und um Unabhängigkeit kämpft, wenn nötig 
auch mit militärischen Mitteln. Fatah glaubt, das 
gleiche Ziel durch Friedensverhandlungen errei-
chen zu können. Hamad sieht derzeit beide Alterna-
tiven in der Schwebe, gleichsam eine Pattsituation. 
»Aber für Hamas kann ich sagen, daß wir nicht 
gegen Frieden in dieser Region sind… Ich habe oft 
mit Khaled Meshal (der im syrischen Exil lebende 
politische Chef der Hamas, d. Red.) gesprochen, 
wir müssen beides miteinander verfolgen, die poli-
tische Aktion und den Widerstand. In der aktuellen 
Situation wird der Widerstand von der internatio-
nalen Gemeinschaft nicht akzeptiert. Wir haben 
20 Jahre verhandelt und sind jetzt wieder bei Null. 
Weil man aber nicht nur Raketen abfeuern kann, 
sagt jetzt auch der Widerstand, daß wir einen po-
litischen Schirm brauchen. Wir müssen alle Mittel 
nutzen, um gegen die Besatzung zu arbeiten und 
das gemeinsame Ziel, sichere Grenzen, zu errei-
chen. Allerdings begrüßen wir es, wenn dies auf 
friedlichem Wege geschieht.« Hamad wiederholt 
mehrmals während unseres Gesprächs dieses Be-
kenntnis zu friedlichen Mitteln, um die Unabhän-
gigkeit zu erreichen. »Ich war 2006 nach den Wah-
len in Europa und habe meinen Gesprächspartnern 
gesagt, sie sollten den Dialog mit uns aufnehmen, 
wir sind keine Taliban, wir haben niemals Gewalt 
in Europa ausgeübt, niemals gegen Christen oder 
Amerikaner. Wir kämpfen nur hier gegen die Be-
satzung. Wir haben immer wieder erklärt, daß wir 
Angriffe gegen Zivilisten stoppen, da das gegen un-
sere Regeln und Ethik verstößt.« Aber wie bei dem 
größten Teil der Bevölkerung in Gaza überwiegt 
auch bei ihm die Skepsis. Die Erfahrung mit der 
Besatzung spreche dafür, daß Israel einem palästi-
nensischen Staat nicht zustimmen werde, es agiere 
arrogant, da es sich durch die Amerikaner geschützt 
fühle, über dem Gesetz stehe und in Palästina alles 
machen könne, was es wolle: »Sie haben ihre Sied-

lungen nicht nur jenseits der grünen Linie gebaut, 
sondern in Nablus, Jenin, Jerusalem und Ramal-
lah, sie wollen die Westbank in isolierte Kantone 
verwandeln. Geographisch kann man jedoch nicht 
einen Staat auf einem Gebiet aufbauen, das wie 
ein Schweizer Käse aussieht.« Vollkommen aus-
geschlossen ist für ihn allerdings, daß die Israelis 
einen binationalen Staat akzeptieren könnten. Das 
wäre »die Zerstörung ihrer zionistischen Obsessi-
on, die sie ihren zionistischen Traum nennen, dann 
könnte es keinen jüdischen Staat nur für die Juden 
geben. Das würde Israel niemals akzeptieren.«

»Israelis verschwenden ihre Zeit«
Die Frage nach den Grenzen ist für beide Seiten, 
Israelis wie Palästinenser, von hoher Bedeutung. 
Wie kann man einen Staat anerkennen, der seine 
Grenzen im unklaren läßt? Der Anerkennung Is-
raels durch die PLO 1988 lag eindeutig die Waf-
fenstillstandslinie, die sogenannte grüne Linie vor 
1967, zugrunde. Der forcierte Siedlungsbau, die 
Errichtung der Mauer und des Sperrzaunes über-
wiegend auf palästinensischem Territorium sowie 
zahlreiche Äußerungen israelischer Politiker haben 
diese Grenze faktisch aufgelöst. Wenn ich dennoch 
meine Frage nach der Anerkennung Israels durch 
Hamas stelle, so deswegen, weil es in der Jugend 
von Gaza – und 53 Prozent sind unter 18 Jahren – 
eine wachsende Bewegung gibt, die unter der Aus-
sichtslosigkeit der gegenwärtigen Situation auch 
die Grenzen von 1948 in Frage stellt. Diese Bewe-
gung ist unabhängig von Fatah oder Hamas entstan-
den, eine unmittelbare Folge der kompromißlosen 
Politik Israels und der Ohnmacht der eigenen Kräf-
te. Hamad holt aus: »Wenn man unter Besatzung 
und Unterdrückung lebt, nichts hat, keine Grenzen, 
keine Pässe, keine Personalausweise, nichts, aber 
auf der anderen Seite findest du Siedlungen, die 
Konfiszierung von Land, etwa 400 Checkpoints 
in der Westbank und Gaza unter Besatzung, und 
du sagst, daß ich Israel anerkennen soll, wie stellst 
du dir das vor? Wir haben keinen Staat, kein Land, 
nichts, wir haben zirka fünf Millionen Flüchtlinge, 
zerstreut über die ganze Welt, wo sie behandelt 
werden wie Menschen zweiter Klasse, so frage ich 
mich noch mal, wer braucht die Anerkennung? Die 
Israelis haben einen Staat, die Mitgliedschaft in der 
UNO, sie haben ihre Gemeinschaft, ihre Armee, sie 

haben alles. Warum fordern sie die Palästinenser 
auf, Israel anzuerkennen, und zur selben Zeit ge-
ben sie den Palästinensern nicht einmal minimale 
Rechte? Wenn die internationale Gemeinschaft auf 
den Grenzen von 1967 besteht, warum erklärt Is-
rael nicht, okay, wir werden uns aus dieser Region 
zurückziehen, wir wollen den Palästinensern die 
Chance für ihren eigenen Staat geben.« Er sagt: 
»Wir wollen nichts von euch, wir wollen Israel 
nicht zerstören. Wir wollen nur auf diesem kleinen 
Flecken Land leben, das Palästina genannt wird, 
mit Gaza und Jerusalem. Dies ist unser Land in 
den ’67er Grenzen, und wir werden für Frieden 
und Sicherheit garantieren.« Aber er konstatiert 
auch: »Wenn wir keine Kompromisse erreichen 
und dieser Konflikt weiter schwelt, wird Israel in 
große Gefahr geraten. Vielleicht nicht jetzt, aber in 
Zukunft werden die Menschen in Ägypten, Jordani-
en und Syrien und verschiedenen anderen Ländern 
sagen, wir akzeptieren Israel nicht mehr, und sie 
werden die Besatzung zu ihrem Problem machen. 
Und die Palästinenser werden zur Intifada und 
zum bewaffneten Kampf zurückkehren. Manchmal 
zwingen sie uns, in die Tunnel zu gehen. Ich habe 
das Gefühl, die Israelis verschwenden ihre Zeit.«

Europa in der Pflicht
Hamad macht keinen Hehl daraus, daß er von der 
Politik der USA, der EU und Deutschlands nichts 
hält. Auch das Nahost-Quartett aus Vereinigten 
Staaten, Rußland, EU und UNO spiele keine posi-
tive Rolle. Alle US-Administrationen von Clinton 
über Bush bis zu Obama seien vollkommen ge-
scheitert. Und dennoch bewege sich Deutschland 
auf der gleichen Linie wie die USA. »Mal sind sie 
gegen die Aufnahme Palästinas in die UNO, dann 
schweigen sie gegenüber den Verbrechen Israels 
oder dessen Siedlungspolitik.« Europa sei näher 
am Nahen Osten, rationaler und ausgewogener als 
die USA. Es solle sich aber nicht auf die Finan-
zierung von Projekten in der Region beschränken 
und die politischen Fragen den USA überlassen. 
Trotz seiner internen Differenzen in der Nahost-
frage könne es effektiver handeln. »Wir brauchen 
von der internationalen Gemeinschaft mehr Druck 
auf Israel. Schließlich seid ihr für das Andauern der 
Besatzung verantwortlich, ihr solltet sie stoppen.« 
Wenn Europa allerdings fortfahre, die Hamas auf 

die Terrorliste zu setzen, zu isolieren und mit Sank-
tionen zu belegen, würde das nicht zu Stabilität und 
Sicherheit führen.

Niemand hier macht sich Illusionen über den 
Ausgang der UN-Initiative von Präsident Abbas. 
Einen Rückzug wird es nicht geben, aber Abbas’ 
außenpolitischer Berater Frangi rät ihm ab, das Ve-
to der USA im Sicherheitsrat durch eine Zweidrit-
telentscheidung in der Generalversammlung über-
stimmen zu wollen. Schon der Status des Vatikans 
oder der Schweiz vor deren Beitritt zur UNO würde 
die internationalen Handlungsmöglichkeiten der 
Palästinenser erweitern. Eine solche mindere Stel-
lung würde ihnen den Weg zu den internationalen 
Gerichten öffnen, den man ihnen jedoch gerne 
noch abhandeln möchte, da gerade diese Gerichte 
den Israelis äußerst gefährlich werden könnten. 
Hamas hat andere Sorgen vor Ort und wird an 
dieser Frage ihr vordringliches Ziel, die Wiederaus-
söhnung mit Fatah, nicht scheitern lassen. Ghazi 
Hamad würde gern die verschiedenen Einladungen 
nach Europa nachholen. Doch dazu bedarf es noch 
eines Umdenkens in den dortigen Regierungen, 
Parlamenten und Medien, wie es die arabischen 
Nachbarstaaten erst durch die Aufstände ihrer Völ-
ker bewirken konnten.

Am Tage unserer Abfahrt veröffentlicht das Ko-
ordinationsbüro für Menschenrechte der Vereinten 
Nationen UNOCHA sein monatliches Bulletin über 
die Situation in Gaza, welches diese mit den Sätzen 
zusammenfaßt: »Die andauernde Blockade Gazas 
(zu Land, Luft und See) ist eine Verweigerung der 
fundamentalen Menschenrechte unter Verletzung 
des internationalen Rechts und wirkt sich als kol-
lektive Bestrafung aus. Sie ist eine schwerwiegende 
Behinderung der Im- und Exporte, der Bewegung 
der Menschen in und aus Gaza heraus sowie des Zu-
gangs zu dem landwirtschaftlich nutzbaren Land und 
den Fischereigewässern. Die Bewohner Gazas sind 
nicht in der Lage, ihre Familien zu versorgen, und 
der Zustand der Infrastruktur wie der öffentlichen 
Grundversorgung hat sich weiter verschlechtert.« 

u Norman Paech ist emeritierter Professor für 
Völkerrecht. Er war von 2005 bis 2009 Mitglied 
des Deutschen Bundestages und außenpoliti-
scher Sprecher der Fraktion Die Linke. Anfang 
Oktober besuchte er mit einer Gruppe von 
Freundinnen und Freunden den Gazastreifen

Die Bewohner des Gazastreifens müssen lange Wartezeiten in Kauf nehmen, um die Erlaubnis zum Verlassen ihres Gefängnisses zu erhalten (Übergang Rafah an der Grenze zu Ägypten, 4. Juni 2011)
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